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Steuerliche Regeln bei Grenzgeschäften – was Optierer wissen sollten

Darüber hinaus ist es aufgrund der
elektronischen Vernetzung keine Sel-
tenheit, dass über das EU-Ausland
hinaus Handel mit Drittländern be-
trieben wird. Mit anderen Worten:
Auch die deutsche Land- und Forst-
wirtschaft befindet sich inmitten der
Globalisierung und muss sich deren
Herausforderungen stellen.

Obwohl dank des europäischen Bin-
nenmarktes der Handel weitestge-
hend vereinheitlicht ist, tauchen auch
gerade bei den Land- und Forstwirten
immer wieder Fragen auf, die vor al-
lem umsatzsteuerliche Problemstel-
lungen betreffen. Da die Zusammen-
arbeit zwischen den europäischen
Steuerbehörden immer besser und
dadurch bedingt das Netz immer eng-
maschiger wird, ist man gut beraten,
seinen grenzüberschreitenden Handel

Beratung rund um das Geld

Bei den deutschen Land- und Forst-
wirten gehört es mittlerweile zurTa-
gesordnung, Maschinen,Vieh, Saat-
gut sowie Dünge- oder Pflanzen-
schutzmittel bei den europäischen
Nachbarn zu kaufen beziehungswei-
se dorthin zu liefern. Ebenfalls wer-
den landwirtschaftliche Dienstleis-
tungen wie Lohnunternehmerleis-
tungen,Tierarztbesuche oder Hand-
werkerarbeiten nicht mehr nur vom
deutschen Dienstleister aus der
Nachbarschaft, sondern grenzüber-
schreitend in Anspruch genommen
beziehungsweise erbracht. Grund
hierfür sind die seit nunmehr fast
zwei Jahrzehnten geöffneten euro-
päischen Grenzen, eine einheitliche
Währung, nicht zuletzt preisliche
Anreize.

auch durch die umsatzsteuerliche
Brille zu betrachten, denn guter Rat
ist bekanntlich teuer, wenn man ihn
nicht hat.

Weichenstellung bei
steuerlicher Beurteilung

Aus umsatzsteuerlicher Sicht ist
bei Grenzgeschäften von entscheiden-
der Bedeutung, ob es sich bei dem Ge-
schäft des Landwirts um eine Liefe-
rung oder eine sogenannte sonstige
Leistung in Sachen des Umsatzsteu-
errechts handelt. Weiterhin muss der
Landwirt unterscheiden, ob er die Be-
steuerung nach Durchschnittssätzen
anwendet oder zur Regelbesteuerung
optiert hat. Je nachdem ergeben sich
unterschiedliche Konsequenzen. We-
gen der unterschiedlichen Rechtsfol-
gen werden in diesem Artikel (Teil 1)
die steuerlichen Regeln für Regelbe-
steuerer dargestellt. In der nächsten
Ausgabe folgen in einem weiterenTeil
die für Pauschalierer geltenden
Spielregeln (Teil 2).

Die zentrale Frage, die sich einem
Optierer bei der steuerlichen Einord-
nung deshalb stellen muss, ist, ob es
sich bei den Grenzgeschäften um eine
Lieferung oder um eine sonstige Leis-
tung handelt. Von einer Lieferung
spricht das Gesetz dann, wenn einem
die Verfügungsmacht an einem Ge-
genstand verschafft wird, was grund-
sätzlich dann vorliegt, wenn man die
Sache (bildlich gesprochen) in den
Händen halten kann. Dies ist grund-
sätzlich bei der Lieferung von Saat-
gut, Vieh, Maschinen, Dünge- und
Pflanzenschutzmitteln der Fall. Eine
sonstige Leistung liegt in allen ande-
ren Fällen vor. Das heißt also, immer
dann, wenn keine Lieferung nach der
obigen Definition gegeben ist. Der
klassische Fall der sonstigen Leistung
ist die Erbringung einer Dienstleis-
tung wie etwa die Arbeit des Tierarz-
tes, des Klauenschneiders, des Lohn-
unternehmers, aber auch die Arbeit
eines Rechtsanwalts oder Steuerbe-
raters. Dass es zwischen den Defini-
tionen auch „Graubereiche“ gibt, ver-
steht sich von selbst. Diese Spezial-
fragen sollen aber nicht Gegenstand
des Artikels sein.

Verkäufe regelbesteuernder
Landwirte ins Ausland

Verkauft nun der Optierer Kartof-
feln, Getreide, Vieh oder sonstige Ag-

rarprodukte ins europäische Ausland,
erfolgt diese Lieferung umsatzsteuer-
frei. Es liegt eine sogenannte inner-
gemeinschaftliche Lieferung vor. Die
Rechnung hat zum Nettobetrag zu er-
folgen. Die Versteuerung der Liefe-
rung erfolgt vom Abnehmer im Aus-
land. Wie bei jedem grenzüberschrei-
tenden Geschäft hat der Landwirt ei-
ne sogenannte Zusammenfassende
Meldung (ZM) abzugeben.

Zusammenfassende Meldung
– Ersatz für Grenzkontrollen

Die ZM ist für alle Geschäfte über
die Grenze abzugeben. Die Verpflich-
tung zur Abgabe der ZM besteht un-
abhängig von der Besteuerungsform,
sodass sie den pauschalierenden
Landwirt, aber auch den zur Regel-
besteuerung optierenden Landwirt
trifft. Die ZM ist Bestandteil des Kon-
trollverfahrens, das an die Stelle der
Grenzkontrollen innerhalb des EG-
Binnenmarktes getreten ist. Sie trifft
grundsätzlich nur den Liefernden be-
ziehungsweise den die Dienstleistun-
gen ausführenden Landwirt. Eine ZM
ist deshalb zum Beispiel nicht bei dem
Bezug von Waren aus dem Ausland
abzugeben. In der ZM hat der leisten-
de Landwirt
● seine inländische Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer,
● die ausländische Identifikations-
nummer des Erwerbers und
● vor allem die Entgelte (Nettobe-
träge) anzugeben.

Die zusammenfassende Meldung
ist ab dem 1. Juli 2010 bei Lieferung
bis zum 25. Tag des Folgemonats
(zum Beispiel bis zum 25. August
2010) monatlich an das Bundeszent-
ralamt für Steuern in Saarlouis
(Saarland) zu übermitteln. Bisher
musste die Übermittlung bis zum
10. Tag nach Ablauf jedes Kalender-
vierteljahres erfolgt sein. Bei sonsti-
gen Leistungen über die Grenze gilt
weiterhin ein vierteljährlicher Melde-
zeitraum. AusVereinfachungsgründen
können die Meldungen jedoch insge-
samt in der monatlichen ZM gemacht
werden. Diese Option ist dem Bundes-
zentralamt für Steuern jedoch anzu-
zeigen.

Damit jedoch nicht genug: Selbst-
verständlich sind die Voraussetzungen
für die Steuerbefreiung nachzuwei-
sen. Eine der wichtigsten Vorausset-
zungen ist, dass der ausländische Ab-
nehmer ein Unternehmer ist und die
Waren nur für sein Unternehmen ver-

wendet. Die Unternehmereigenschaft
wird grundsätzlich bei Vorlage der so-
genannten Umsatzsteuer-Identifikati-
onsnummer (USt-IdNr.) durch den
ausländischen Erwerber unterstellt.

Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer

Die Umsatzsteuer-Identifikations-
nummer (USt-IdNr.) ist der Türöffner,
um am Handel im europäischen Bin-
nenmarkt teilnehmen zu können. Re-
gelbesteuernde Unternehmer, aber
auch Pauschalierer benötigen sie, um
Grenzgeschäfte mit dem EU-Ausland
abschließen zu können. Erhält ein dä-
nischer Lieferant von seinem Kunden
eine Umsatzsteuer-Identifikations-
nummer, kann er davon ausgehen, dass
sein Auftraggeber Unternehmer ist
und deshalb die in Deutschland steuer-
freie Lieferung im Ausland vom Ab-
nehmer versteuert wird. Zu den Sorg-
faltspflichten des deutschen Unterneh-
mers gehört es aber auch, sich von der
Richtigkeit und Gültigkeit der Umsatz-
steuer-Identifikationsnummer des aus-
ländischen Abnehmers zu überzeugen.
Deshalb können regelbesteuernde und
pauschalierende Unternehmer unter
Angabe der eigenen Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer in einem Über-
prüfungsverfahren die Richtigkeit und
Gültigkeit beim Bundeszentralamt für
Steuern kontrollieren. Die Internetad-
resse des Bundeszentralamtes für
Steuern lautet: www.bzst.de

Keine Regel
ohne Ausnahmen

Von diesem Grundsatz, dass eine
Lieferung ins europäische Ausland
steuerfrei ist, gibt es natürlich Aus-
nahmefälle. Erfolgt die Lieferung an
einen ausländischen pauschalieren-
den Landwirt, ist diese nämlich nicht
mehr steuerfrei. Das bedeutet, man
muss dem ausländischen Abnehmer
die Umsatzsteuer ganz normal in
Rechnung stellen und an das Finanz-
amt abführen. Gleiches gilt für Liefe-
rungen an eine Privatperson, soweit
die Lieferschwelle des jeweiligen EU-
Staates nicht überschritten ist.

Regelbesteuernder Landwirt
aus dem EU-Ausland

Erwirbt nun ein regelbesteuernder
Landwirt Waren wie zum Beispiel



4. SEPTEMBER 2010

Dünge- und Pflanzenschutzmittel, Maschinen oder
Vieh aus dem Ausland, hat er den Erwerb mit dem
deutschen Umsatzsteuersatz zu versteuern. Dafür
muss er dem ausländischen Lieferer nachweisen,
dass er die Waren als Unternehmer für sein Unter-
nehmen erwirbt. Wie oben bereits dargestellt, ge-
schieht dies durch die Vorlage seiner deutschen
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer. Erst beiVor-
lage der Umsatzsteuer-Identifikationsnummer
stellt der ausländische Verkäufer eine Rechnung
zum Nettopreis aus.

Die auf deutscher Seite fällig werdende Umsatz-
steuer (7 %/19 %) ist vom regelbesteuernden
Landwirt bei seinem heimischen Finanzamt zu er-
klären und abzuführen.

Da die Umsatzsteuer auf den Erwerb regelmäßig
als Vorsteuer abgezogen werden kann, ergibt sich
beim regelbesteuernden Unternehmer keine Zahl-
last.

Dazu folgendes Beispiel: Der regelbesteuernde
Landwirt, Kurt Brackelmann, mit Sitz in Schles-
wig-Holstein erwirbt in Dänemark Pflanzenschutz-
mittel für seinen landwirtschaftlichen Betrieb und
für seinen privaten Garten. Die Pflanzenschutzmit-
tel werden mit 10.000 € für das Unternehmen und
mit 1.000 € für das Privathaus in Rechnung ge-
stellt.

Lösung: Kurt Brackelmann muss für den Erwerb
der Pflanzenschutzmittel für sein Unternehmen
den innergemeinschaftlichen Erwerb durchführen.
Die Lieferung des Dänen ist steuerfrei. Kurt Bra-
ckelmann hat in Deutschland Umsatzsteuer in Höhe
von 1.900 € an das Finanzamt abzuführen. Dieser
Betrag kann in der gleichen Umsatzsteuervoran-
meldung als Vorsteuer abgezogen werden.

Die Pflanzenschutzmittel, die für den privaten
Garten erworben wurden, sind in Dänemark der
Umsatzsteuer zu unterwerfen. Insoweit liegt kein
innergemeinschaftlicher Erwerb in Deutschland
vor. Da der Umsatzsteuersatz hier bei 25 % liegt,
ergeben sich preislich Unterschiede. Zudem ist der
Vorsteuerabzug nicht möglich.

Ausnahme
bei Erwerbsfällen

Auch bei Erwerbsfällen gibt es natürlich Ausnah-
mefälle, die dringend im Auge behalten werden
sollten. Eine Besonderheit tritt im Zusammenhang
mit einem ausländischen Lieferer auf, der selbst
die Umsatzsteuerpauschalierung anwendet. In die-
sem Fall muss der Pauschalierer seinen Pauschal-
steuersatz in Rechnung stellen. Er ist auch ver-
pflichtet, dem Erwerber die Steuer zu zahlen. Zu-
sätzlich verwirklichet dieser aber auch einen inner-
gemeinschaftlichen steuerpflichtigen Erwerb, den
er zusätzlich mit dem deutschen Umsatzsteuersatz
versteuern muss.

Aber keine Angst: Dies führt zu keiner Doppel-
besteuerung. Wie oben bereits ausgeführt, kann die
auf den steuerpflichtigen innergemeinschaftlichen
Erwerb anfallende Umsatzsteuer in der Umsatz-
steuervoranmeldung als Vorsteuer abgezogen wer-
den.

Hinsichtlich der vom ausländischen Landwirt in
Rechnung gestellten Pauschalsteuer gibt es auch
eine Lösung. Diesbezüglich wendet man sich an das
Bundeszentralamt für Steuern. Der dort zu stellen-
de Vergütungsantrag ist auf elektronischem Weg
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möglich. Wichtig hierbei ist, dass die
Antragsfristen strikt eingehalten wer-
den. Diese sehen einen Antrag bis
zum 30. September des jeweiligen
Folgejahres vor.

Erwerbe regelbesteuernder
Landwirte im Drittland

Besondere Regelungen gelten bei
Erwerben aus anderen Staaten als
denen im EU-Gemeinschaftsgebiet
wie zum Beispiel der Türkei, den
USA oder der Ukraine. Hier spricht
man umsatzsteuerrechtlich von einer
Einfuhr. Kauft man als regelbesteu-
ernder Landwirt, zum Beispiel Oli-
venbäume in der Türkei (Drittland),
führt man die Gegenstände ein und
muss darauf die sogenannte Einfuhr-
Umsatzsteuer entrichten (Lieferkon-
ditionen unverzollt und unversteu-
ert). Gleichzeitig kann die Einfuhr-
Umsatzsteuer als Vorsteuer geltend
gemacht werden. Hierbei ist aber

insbesondere darauf zu achten, dass
der Steuerbescheid über die Einfuhr-
Umsatzsteuer im Original (keine Ko-
pie der Spedition) vorliegt. Zudem
ist darauf zu achten, dass im Einfuhr-
Umsatzsteuerbescheid der richtige
Steuerpflichtige genannt ist. Diese
beiden Voraussetzungen sind ele-
mentar für einen reibungslosen Vor-
steuerabzug.

Dienstleistungen
eines Landwirtes

Während es bisher um die umsatz-
steuerliche Behandlung von grenz-
überschreitenden Warenlieferungen
ging, sollen nunmehr Fragen im Zu-
sammenhang mit grenzüberschreiten-
den Dienstleistungen behandelt wer-
den. Eine grenzüberschreitende
Dienstleistung liegt dann vor, wenn
der dänische Klauenschneider, Tier-
arzt oder polnische Lohnunternehmer
seine Arbeit für deutsche Betriebe
verrichtet. Für dessen umsatzsteuer-
liche Behandlung gelten ab dem 1.
Januar 2010 neue Bestimmungen.
Während bisher für die richtige um-
satzsteuerliche Einordnung der
Dienstleistungen der Leistungsinhalt
entscheidend war, kommt es nunmehr
grundsätzlich auf den Status des Leis-
tungsempfängers an. Differenziert
wird dabei zwischen Dienstleistungen
gegenüber einem Unternehmer und
einer Privatperson.

Wird eine Dienstleistung gegen-
über einer Privatperson erbracht,
gelten die gleichen Grundsätze wie
bei der Besteuerung einer Lieferung.
Das heißt: Der die Leistung ausfüh-
rende Unternehmer hat die Dienst-
leistung zu versteuern und die Steuer
an das heimische Finanzamt abzu-
führen.

Anders ist es bei der Erbringung
einer Dienstleistung gegenüber ei-
nem Unternehmer wie zum Beispiel
einem Landwirt. Hier schuldet nicht
der leistende Unternehmer die Um-
satzsteuer, sondern der Leistungs-
empfänger. Die Umsatzsteuer wird
in diesem Fall an dem Ort fällig, wo
der Leistungsempfänger seinen Sitz
hat. Im umsatzsteuerlichen Sprach-
gebrauch spricht man in derartigen
Fällen von einer „Umkehr der Steu-
erschuldnerschaft“.

Die Unternehmereigenschaften
des Leistungsempfängers (Auftrag-
gebers) ist auch hier durch die Um-
satzsteuer-Identifikationsnummer
(siehe oben) dem ausländischen
Dienstleister nachzuweisen. Land-
wirte und Gärtner müssen daher zu-
künftig immer, wenn sie grenzüber-
schreitende Dienstleistungen anbie-
ten oder in Anspruch nehmen, über

eine Umsatzsteuer-Identifikations-
nummer verfügen.

Dienstleistung eines
ausländischen Dienstleisters

Beispiel: Der regelbesteuernde
Landwirt, Kurt Brackelmann, beauf-
tragt regelmäßig den dänischen Tier-
arzt mit der Impfung seiner Mutter-
kuhherde. Die Impfungen finden im
Stall in Schleswig-Holstein statt.
Kurt Brackelmann verwendet gegen-
über demTierarzt seine deutsche Um-
satzsteuer-Identifikationsnummer.

Der Tierarzt erbringt gegenüber
Kurt Brackelmann eine Dienstleis-
tung. Da Kurt Brackelmann gegen-
über demTierarzt seine deutsche Um-
satzsteuer-Identifikationsnummer
verwendet hat, hat er sich auch als
Unternehmer legitimiert, sodass er
die Umsatzsteuer an sein Finanzamt
in Schleswig-Holstein abführen muss.
Die Rechnung des dänischen Tierarz-
tes hat also zum Nettobetrag zu er-
folgen. Eine Bruttorechnung mit Um-
satzsteuerausweis seitens des däni-
schen Tierarztes wäre falsch.

Dienstleistung eines
deutschen Dienstleisters

Der die Regelbesteuerung anwen-
dende Landwirt, Kurt Brackelmann,
wird vom dänischen Landwirt beauf-
tragt, dessen Stroh zu pressen. Der
dänische Landwirt verwendet gegen-
über Kurt Brackelmann seine däni-
sche Umsatzsteuer-Identifikations-
nummer.

Kurt Brackelmann darf in seiner
Rechnung keine Umsatzsteuer aus-
weisen. Er hat eine Nettorechnung zu
erstellen. Darin ist auf die Umkehr
der Steuerschuld hinzuweisen.
Gleichfalls muss Kurt Brackelmann
seine Umsätze der hiesigen Finanz-
verwaltung mitteilen. Dies geschieht
mit Abgabe der ZM. Der dänische
Landwirt ist verpflichtet, die auf die
Dienstleistung fällig werdende Um-
satzsteuer an sein heimisches, däni-
sches Finanzamt abzuführen. Dies
wird wiederum mithilfe der ZM des
Kurt Brackelmann kontrolliert, die
von der deutschen Finanzverwaltung
an die dänische Finanzverwaltung
weitergeleitet wird.

Hinzuweisen ist noch auf die Repa-
raturfälle. Hier werden häufig im
Ausland erworbene Maschinen durch
die ausländischen Vertragswerkstät-
ten in Deutschland gewartet oder re-
pariert. In diesen Fällen ist es nach
neuer Gesetzeslage für die Besteue-
rung ohne Bedeutung, wo die Repa-
ratur ausgeführt wird. Entscheidend

ist hier immer, wo der Auftraggeber
seinen Unternehmenssitz hat.

Neben diesen Grundfällen gibt es
bei den sonstigen Leistungen einige
Sondervorschriften, für die die fol-
genden Spielregeln gelten:

Ein Sonderfall betrifft Dienstleis-
tungen im Zusammenhang mit einem
Grundstück. Auch nach neuer Geset-
zeslage gilt, dass derartige Dienst-
leistungen dort ausgeführt und damit
dort versteuert werden, wo das
Grundstück belegen ist. Grundstücks-
bezogene Dienstleistungen in der
Land- und Forstwirtschaft sind zum
Beispiel das Aussäen des Saatguts,
Grasmähen, Getreidedreschen, Aus-
bringen von Pflanzenschutzmitteln,
Dünger sowie alle Feldbestellungsar-
beiten und auch Arbeiten im Forstbe-
reich.

Nicht zu den grundstücksbezoge-
nen Leistungen zählen Strohpressen,
Grasschwaden, -pressen oder -in-Fo-
lie-Wickeln. Denn hier sind die Feld-
früchte, an denen Arbeiten vorgenom-
men werden, bereits vom Grundstück
getrennt.

Auch bei diesen Dienstleistungen
kommt es grundsätzlich zu einer Um-
kehr der Steuerschuld. Das heißt,
sollte man eine derartige Dienstleis-
tung ausführen, muss man dem Leis-
tungsempfänger eine Nettorechnung
ausstellen und eine ZM bei der hei-
mischen Finanzverwaltung abgeben.
Ist man Empfänger einer solchen
Dienstleistung, muss man die grund-
stücksbezogene Dienstleistung, zum
Beispiel Mähdreschen, in Deutsch-
land versteuern, wenn der Acker dort
belegen ist. Bei einer nicht grund-
stücksbezogenen Dienstleistung, zum
Beispiel Strohpressen, gelten die all-
gemeinen Grundsätze, das heißt, die
Umsatzsteuer ist dort zu entrichten,
wo der Auftraggeber seinen Sitz hat,
mithin in Deutschland.

Henning Hüner
wetreu LBB

Fazit
Beim Empfang ausländischer
Dienstleistungen ist dringend auf
einen Nettoausweis in der Rech-
nung zu achten. Auch für den
Fall, dass die Rechnung einen
Bruttobetrag enthält, sollte le-
diglich der Nettobetrag an den
ausländischen Dienstleister über-
wiesen werden. Ansonsten läuft
man Gefahr, die Steuer doppelt
zahlen zu müssen, zumal man
selbst auch Steuerschuldner ge-
genüber dem deutschen Finanz-
amt ist.

Zins-Barometer
Stand 30. August 2010
Die Zinsspannen am Kapital-
markt nehmen zu. Das Zins-Ba-
rometer bietet lediglich erste
Anhaltspunkte zur aktuellen
Kapitalmarktsituation (ohne Ge-
währ). Bei den gekennzeichneten
Zinssätzen können sich je nach
persönlicher Verhandlungssitua-
tion deutliche Abweichungen er-
geben.

Zinsen
Geldanlage %
Festgeld 10.000 €,
3 Monate1) 0,5 - 1,5
Bundesschatzbrief Typ A,
6 Jahre 1,44

Kredite
LandwirtschaftlicheRentenbank2)

% effektiv
(Sonderkreditprogramm)
Maschinenfinanzierung
6 Jahre Laufzeit,
Zins 6 Jahre fest 2,21
langfristige Darlehen
10 Jahre Laufzeit,
Zins 5 Jahre fest 2,36
20 Jahre Laufzeit,
Zins 10 Jahre fest 3,23

Baugeld-Topkonditionen3)

Zins 10 Jahre fest 3,20 - 3,30
Zins 15 Jahre fest 3,50 - 3,80

1) Marktausschnitt (100 % Einlagensicherung)
2) Zinssatz Preisklasse A, Margenaufschlag
0,35 bis 2,85 %, je nach Bonität und Besiche-
rung (7 Preisklassen)
3) Quelle: www.capital.de

(Spanne der Topkonditionen)


